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I.  Anregungen der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
 
Bürger 1 
 
 
Schreiben vom 04. März 2021 
Eingegangen am 08. März 2021 
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass bei der neuen Katastereinmessung Garage und 
Gebäudevorsprung für die Baufenster übernommen wurden. Allerdings wurde der Balkon 
nicht eingemessen und befindet sich nach wie vor außerhalb des Baufensters. Es wird 
darum gebeten, das Baufenster so anzupassen, dass auch der Balkon innerhalb des 
Baufensters liegt. 
 
 
 
Zu Einzelheiten verweisen wir auf das Schreiben als Anlage. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
 
Zu 1.: 
 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird für die Festsetzung des Baufensters eine 
Gebäudekubatur gemäß dem letzten genehmigten Stand in den in der Verwaltung 
vorliegenden Hausakten bzw. des neuesten Katasterstandes angenommen. 
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I.  Anregungen der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
 
Bürger 2 
 
 
Schreiben vom 01. April 2021 
Eingegangen am 06. April 2021 
sowie vorab per Mail am 01. April 2021 
sowie Schreiben vom 30.11.2020 
 
 
In dem Schreiben wird folgendes dargelegt: 
 
1. Festsetzung des Bezugspunktes für die Höhenbestimmung: 

a) Es wird dargelegt, dass die derzeitige Höhenfestsetzung mit dem Bezug zum 
„nächstgelegenen Kanaldeckel“ zu unbestimmt sei. Hier fehlt der Gegenbezug 
auf dem Baugrundstück, sodass nicht eindeutig ist, ob die Entfernung zu den 
Kanaldeckeln beispielsweise zu einer Grundstücksecke oder zur 
Grundstücksmitte zu messen ist. Damit sei unklar, wie der nächstgelegene 
Kanaldeckel zu bestimmen ist, welcher als Höhenbezugspunkt dient. Es 
existieren im Plangebiet mehrere Kanaldeckel im Straßenbereich. 

b) Die in der Planzeichnung angegebenen Bezugspunkthöhen seien nicht 
eindeutig. So wird der Kanaldeckel im Bereich vor der Friedrich-Bender-
Straße 6 im Bebauungsplan mit einer Höhe von 365,44 m über NN 
angegeben. Eine Vermessung des Büros Wittig und Kirchner ergab eine Höhe 
von 365,45 m über NN (Planzeichnung vom 28.03.2019). Daher wird 
unterstellt, dass andere Höhenangaben unzutreffend sind. 

c) Es wird eine neue Formulierung der Textfestsetzung zur Höhe vorgeschlagen. 
Grundlage soll dabei die mittlere Höhe der Erschließungsstraße über alle 
Kanaldeckel sein, welche auf die Grundstücksmitte bezogen werden soll. 

2. Grenzabstände: Es wird darauf hingewiesen, dass im Planentwurf offene Bauweise 
festgesetzt werden soll. Allerdings zeichnet sich die in den 1960er Jahren durch einen 
Projektentwickler errichtete Bestandsbebauung dadurch aus, dass in den untersten 
Geschossen Vorratsräume als Grenzbebauung errichtet wurden und durch die verketteten 
Räume im Kellergeschoss eine geschlossene Bebauung entsteht. Daher wird die 
Festsetzung der geschlossenen Bebauung gefordert. 
 
3. Es wird gefordert, die maximale Höhe für Gebäude im Bereich WA5 auf 3,60 m zu 
erhöhen. 
 
 
 
Zu Einzelheiten verweisen wir auf das Schreiben als Anlage. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die derzeitige Höhenfestsetzung ist nicht eindeutig. Es 
wird der Höhenfestsetzungsbezug wie folgt geändert bzw. ergänzt: 
 
Sie [die Höhe] wird gemessen vom dem Baugrundstück nächstgelegenen angegebenen 
Höhenbezugspunkt auf der festgesetzten Straßenfläche in der Planzeichnung.   
Die Entfernung zur Bestimmung des nächstgelegenen angegebenen Höhenbezugspunkts in 
der Planzeichnung wird gemessen vom Mittelpunkt der Grenzlinie zwischen Straßenparzelle 
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und Baugrundstück (Straßengrenze des Baugrundstücks) zum Höhenbezugspunkt. 
Unterbrechungen der Straßengrenze eines Baugrundstücks durch eingefügte fremde 
Grundstücksflächen sind für die Bestimmung des Mittelpunkts der Straßengrenzlinie nicht zu 
berücksichtigen. 
 
Die Legende der Planzeichnung wird angepasst. Das Wort „Kanaldeckel“ in der letzten Zeile 
unter 15 „Sonstige Planzeichen“ wird durch „Höhenbezugspunkt“ ersetzt. 
 
Das Kapitel 3.2 in der Begründung zum Bebauungsplan K73 wird für die relevanten 
Bereiche WA5, WA6 und WA7 übernommen und dahingehend geändert, dass das Wort 
„Kanaldeckel“ durch „Höhenbezugspunkt“ ersetzt wird. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die angegebene Vermessung des Büros Wittig + Kirchner 
der Stellungnahme nicht beigefügt wurde.  
 
Zu 2.  
Der Anregung der Festsetzung einer geschlossenen Bauweise wird nicht gefolgt. Eine 
einfache Festsetzung einer geschlossenen Bauweise würde auch oberirdisch sichtbar eine 
geschlossene Bauweise ohne Grenzabstände ermöglichen. Dies steht der städtebaulichen 
Wirkung der Bestandsbebauung als Quartier mit Einzelhäusern entgegen. 
 
Zum Umgang mit der Bestandsbebauung wird dennoch eine abweichende Bauweise 
festgesetzt: 
 
a – abweichende Bauweise: die Gebäude sind als Einzelhäuser mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten. Doppelhäuser oder Hausgruppen sind unzulässig. Die Länge 
der Gebäude darf maximal 25 m betragen.  
 
Für Gebäude, welche vor Inkrafttreten des Bebauungsplanes errichtet wurden und einen in 
den Hang eingegrabenen, von der Straße nicht sichtbaren Raum im untersten Geschoss 
ohne Grenzabstand zur Nachbargrenze aufweisen, gilt in Bezug auf den Grenzabstand für 
das unterste Geschoss Bestandsschutz: Ein vom Straßenraum nicht sichtbares Angrenzen 
vorhandener unterirdischer oder eingegrabener vorhandener Räume ist im vorhandenen 
Ausmaß zulässig, sofern diese Räume als untergeordnete Lager- oder Vorratsräume 
genutzt werden und nicht zum dauerhaften Aufenthalt von Personen bestimmt sind. 
Oberirdische Geschosse und Vollgeschosse müssen immer einen seitlichen Grenzabstand 
aufweisen. 
 
Zu 3.: 
Der Anregung wird gefolgt. Aufgrund aktueller ökologischer und energetischer 
Anforderungen wird die maximale Höhe für den Bereich WA5 auf 3,60 m festgesetzt. Die 
Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
BUND Ortsverband Königstein-Glashütten 
Milcheshohl 27 
61462 Königstein 
Schreiben vom 16.03.2021 
Eingegangen am 06.04.4021 
 
 
In dem Schreiben wird folgendes dargelegt: 
 

1. Es wird bezüglich der Höhenfestsetzung einer Heraufsetzung der maximal zulässigen 
Gebäudehöhe im Bereich WA5 auf 7 m gefordert, entsprechend dem Bereich WA6 
gefordert, um Wohnfläche schaffen zu können. 

2. Es wird eine Verpflichtung zur Begrünung von Flachdächern auch von Nebenanlagen 
gefordert. Zudem sollen die Außenwände von Garagen und die Zufahrtsrampen-
Stützwände bei Tiefgaragen verpflichtend begrünt werden. Photovoltaikanlagen sind 
als erwünscht anzugeben. Die Entwässerung weniger durchlässiger Flächen soll 
nicht in die Mischkanalisation erfolgen dürfen, sofern keine Grundwassergefährdung 
besteht. Regenwasser von Dachflächen soll einer Brauchwassernutzung zugeführt 
werden, ansonsten soll Niederschlagswasser wo möglich versickert werden. Keller 
sollen Druckwasserdicht ausgeführt werden, um die Einleitung von Drainagewasser 
in den Kanal zu vermeiden. 

3. Kohle, Öl und Gas sowie Holzpellets sollen als Energieträger nicht zulässig sein, um 
den Status Königsteins als Heilklimatischen Kurort zu bewahren. Bei einem Einsatz in 
einem BHKW soll Gas ausnahmsweise zulässig sein. Es soll ein Hinweis gegeben 
werden, wonach Wärmepumpen in Verbindung mit Fotovoltaik zu bevorzugen ist. 
Zudem soll auf die Austauschpflicht alter Gas- und Ölheizkessel hingewiesen 
werden. 

4. Es soll der Niedrigenergiehausstandard verbindlich festgesetzt werde, 
Passivhausstandard soll angestrebt werden. Bei Gebäudeplanungen soll der Einsatz 
erneuerbarer Energien (mind. 30%) durch bauliche Maßnahmen unterstützt werden. 
Neu zu errichtende Gebäude sollen an ein Wärmenetz angeschlossen werden, 
sofern dieses vorhanden ist (Anschluss- und Benutzungszwang). 

5. Es soll auf die Baumschutzsatzung der Stadt Königstein im Taunus verwiesen 
werden. Zudem sollen während der Bauphase beschädigte Bäume durch gleichartige 
Bäume mit dem halben Stammumfang ersetzt werden. Es werden Pflanzgebote 
gefordert: je 300 m² ein großkroniger oder je 150 m² ein kleinkroniger Laubbaum, bei 
Abgang sind Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

6. Es wird eine Festsetzung zu BHKWs und KWK-Anlagen gefordert, welche nur 
innerhalb geschlossener Räume aufgestellt und betrieben werden sollen. Dabei sind 
die Pegel nach TA Lärm zu beachten. 

7. Es soll eine Festsetzung zu Dacheindeckung erfolgen, wonach nur matte Ziegel in 
hellen Farbtönen (weiß, rot, grau, naturschiefer) auf geneigten Dächern zulässig sein 
sollen. Glasierte Ziegel, glanz-engobierte Ziegel sowie glänzende und chrom- oder 
silbrig wirkende Dachflächenelemente sollen unzulässig sein. Flachdächer sind zu 
begrünen, die Umrandung soll einen Albedo-Wert von 0,2 nicht unterschreiten. Es 
soll die Verwendung von Zink, Kupfer und Blei im Dachbereich unzulässig werden. 

8. Für Fassaden soll ein Mindest-Albedo-Wert sowie ein Mittelwert erreicht werden, die 
Fassaden, Nebenanlagen und Stellplatzflächen sollen Hell aufgeführt werden. 

9. Es wird eine Festsetzung zur Fassadenbegrünung vorgeschlagen. Diese ist 
Abhängig von der Wandfläche und dem Fensteranteil. Es sind Pflanzflächen für 
Kletterpflanzen vorzuhalten. 
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10. Es wird eine Festsetzung zur Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
vorgeschlagen. Abhängig von der Größe der Freiflächen, der Anzahl der Stellplätze 
sowie der Lage auf dem Grundstück sollen bestimmte Bäume gepflanzt werden. Es 
werden Vorgaben zum durchwurzelbaren Raum gemacht. Weitere Flächen sind mit 
Blühmischungen zu bepflanzen, Ortsränder sollen mit Hecken ausgestaltet werden, 
Geovlies soll als unzulässig festgesetzt werden. Es wird eine Negativliste für 
Gehölzarten vorgeschlagen. 

11. Es wird eine Festsetzung zur Grundstücksbeleuchtung in Zusammenhang mit 
Lichtemissionen vorgeschlagen. Es sollen maximale zulässige mittlere 
Beleuchtungsstärken festgesetzt werden. Zudem sollen Vorgaben zur Strahlrichtung 
und Blendwirkung gegeben werden. 

12. Es soll ein Hinweis zur Nutzung erneuerbarer Energien hinzugefügt werden, welcher 
auch Vorschläge zur Ladeinfrastruktur von Elektroautos umfasst. 

13. Es wird ein Hinweis zu barrierefreiem Bauen vorgeschlagen. Hierbei wird auch auf 
KfW-Programme verwiesen. Die Barrierefreiheit soll den Einbau eines Fahrstuhls ab 
3 Wohneinheiten umfassen und sich auch auf Sanitäranlagen, Türen und 
Fenstergriffe sowie Lichtschalter erstrecken. 

14. Es wird ein Hinweis zur Minimierung der Gefahren für Kleintiere vorgeschlagen. Die 
umfasst die Sicherung von Lichtschächten und Kellerabläufen sowie die Schaffung 
von Fluchtmöglichkeiten aus Kellerabgängen oder Zierteichen. 

15. Es wird ein Hinweis zur Abfallwirtschaft vorgeschlagen, welcher sich mit Bauabfällen 
und Aushubmaterial befasst. 

16. Es wird ein Hinweis zu Privatsphäre und Datenschutz hinsichtlich der 
Videoüberwachung des öffentlichen Raumes gegeben. 

Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Zu 1.: Der Anregung wird nicht gefolgt. Es handelt sich bei den Gebäuden im WA5 um 
Einfamilienhäuser in einer gefestigten städtebaulichen Struktur. Ziel bei der Aufstellung des 
Bebauungsplanes K73 war die Sicherung dieser Struktur. 
 
Zu 2.: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Es werden Vorgaben zur Dachbegrünung in die 
Textfestsetzungen ergänzt unter B.2. Es erfolgen Vorgaben zur Wandbegrünung unter B.7. 
Bezüglich der Entwässerung wird der Anregung nicht gefolgt. Hier gelten die Regelungen 
der Stadtwerke Königstein, auf welche an dieser Stelle verwiesen wird. 
 
Zu 3.: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Es wird die Verwendung von Kohle, Öl und Holz 
als Energieträger ausgeschlossen unter A.9. Die Verwendung von Gas bleibt zugelassen, 
da die unmittelbaren Auswirkungen auf das örtliche Klima begrenzt sind und Gas auch für 
das Betreiben von BHKW erforderlich ist. Der Hinweis zu technischen Ausführungen und 
Kombination von verschiedenen Maßnahmen wird nicht gegeben. Er kann nur den aktuellen 
Stand der Technik wiedergeben, allerdings finden im EE-Bereich permanent neue 
Entwicklungen statt. Es obliegt dem Eigentümer sich über geeignete Lösungen für seinen 
individuellen Fall zu informieren. Die Information erfolgt allerdings nicht durch die 
Textfestsetzungen eines Bebauungsplanes, welcher die städtebauliche Ordnung in einem 
Gebiet regelt. 
 
Zu 4.: Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird auf die einschlägigen Energiestandards für 
den Hausbau sowie weitere fachgesetzliche Regelungen verwiesen, welche diesbezüglich 
bereits Vorgaben machen. Diese Vorgaben in den Fachgesetzen und Richtlinien werden 
zudem stetig verschärft. Eine konkurrierende Festsetzung in einem Bebauungsplan würde 
hingegen den Status Quo fixieren. Ein Anschluss- und Benutzungszwang für ein Wärmenetz 
kann nur bei Vorhandensein eines entsprechenden Netzes vorgeschrieben werden. Dieses 
Netz fehlt bisher im Plangebiet. 
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Zu 5.: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Baumschutzsatzung existiert unabhängig von 
Bebauungsplänen für das Königsteiner Stadtgebiet. Sie macht Vorgaben zu erhaltenswerten 
Bäumen. Ebenso werden auf dieser Basis bereits heute Ersatzpflanzungen für abgängige 
Bäume durchgesetzt. Das Thema der Gefährdung oder der Inkaufnahme von Schäden an 
Bäumen würde den Bebauungsplan in gleicher Weise wie die Satzung treffen. 
 
Zu 6.: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die TA-Lärm ist mit ihren Grenzwerten unabhängig 
davon jederzeit einzuhalten, auch ohne dass ein Verweis in den Textfestsetzungen erfolgt – 
welcher sich damit erübrigt.  
 
Zu 7: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Schwarze Dachziegel sind unzulässig, die 
Dacheindeckung hat in Anthrazit oder Ziegelrot zu erfolgen. Gaubenbleche müssen sich 
farblich einfügen. Die verpflichtung zum Einsatz dunkler Bleche entfällt. Die Begrünung von 
Flachdächern ist bereits festgesetzt und wurde unter Punkt 2 auch für Nebengebäude und 
Garagen verpflichtend. Für eine rechtlich verbindliche Festsetzung eines Albedo-Wertes von 
0,2 fehlt eine Grundlage. Das Verbot von Zink, Kupfer und Blei im Dachbereich wird 
übernommen. 
 
Zu 8.: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Es werden Festsetzungen unter B.6, B.7 
ergänzt, wonach dunkle Farbtöne für bestimmte Oberflächen wie Fassaden und 
Stellplatzflächen nicht zulässig sind. 
 
Zu 9.: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Es wird eine Festsetzung zur Wand- und 
Fassadenbegrünung eingefügt unter B.7, welche Abhängig von der Fläche der Wand und 
dem Fensteranteil ist und Mindestpflanzflächen für die Kletterpflanzen vorgibt. 
 
Zu 10.: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die vorhandene Textfestsetzung B.6 wird 
ergänzt: Ein großkroniger Laubbaum je 100 m² Grünfläche, je vier Stellplätze ist ein 
kleinkroniger Baum zwischen den Stellplätzen zu pflanzen, Baumscheibengröße. 
 
Zu 11: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Es wird ein Hinweis zu den Lichtemissionen den 
Textfestsetzungen unter Hinweise, C.8, hinzugefügt. 
 
Zu 12.: Der Anregung wird nicht gefolgt. EEWärmeG, EnEV und EnEG gelten auch 
unabhängig von einem Verweis durch den Bebauungsplan und sind durch den Bauherren 
immer zu beachten. Da der Mobilitätsmarkt unterschiedliche Lösungen bietet, werden im 
Rahmen der Bebauungsplanfestsetzungen keine technischen Hinweise für den Betrieb 
bestimmter Verkehrsmittel gegeben (ebenso erfolgt in anderen Fällen z.B. in der Nähe von 
ÖPNV-Haltepunkten auch keine Mobilitätsberatung über Tarife und Fahrpläne). Diese 
Angaben sind nicht Teil der Bauleitplanung. 
 
Zu 13.: Der Anregung wird nicht gefolgt. Unabhängig von einem Verweis in den 
Textfestsetzungen existieren die Grundsätze des barrierefreien Bauens, welche durch die 
Bauherren in jedem Fall zu beachten sind. Diese werden zudem kontinuierlich 
weiterentwickelt und neuesten Erkenntnissen angepasst. Bei einer Festsetzung von 
Maßnahmen im Bebauungsplan bestünde die Gefahr, für das Plangebiet den heute 
aktuellen Stand auf Dauer festzuschreiben. Ebenso ist die Förderkulisse einem stetigen 
Wandel unterworfen. Es obliegt daher dem Eigentümer, sich bei Fragen und Vorhaben 
diesbezüglich beraten zu lassen, um eine optimale Lösung zu erreichen. 
 
Zu 14.: Der Anregung wird gefolgt. Es wird der Hinweis unter Textfestsetzungen D.9 
hinzugefügt. 
 
Zu 15.: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Der Hinweis wird in abgewandelter bzw. 
allgemeinerer Form den vorhandenen Textfestsetzungen unter D.4 hinzugefügt. 
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Zu 16.: Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Hinweis ist inhaltlich zwar grundsätzlich wichtig 
und richtig, allerdings ist persönliche Privatsphäre von Bürgern im öffentlichen Raum nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Regierungspräsidium Darmstadt – Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen 
64278 Darmstadt 
Schreiben vom 06.04.2021 
Eingegangen am 06.04.2021 
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass die Auswertung der Luftbilder keinen begründeten 
Verdacht für das Auffinden von Blindgängern ergeben hat. Eine systematische 
Flächenabsuche ist nicht erforderlich. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Hessen Mobil 
Straßen- und Verkehrsmanagement 
Postfach 3229 
65022 Wiesbaden 
Schreiben vom 30.03.2021 
Eingegangen am 01.04.2021  
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass seitens Hessenmobil keine grundlegenden Einwände 
bestehen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
nicht negativ beeinträchtigt werden darf. Es bestehen keine Ansprüche gegen den 
Straßenbaulastträger auf Durchführung von Schutzmaßnahmen nach BImschG. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Regierungspräsidium Darmstadt 
64278 Darmstadt 
Schreiben vom 31.März 2021 
Eingegangen am 31. März 2021  
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt: 
 

1. Grundwasser: Das Plangebiet liegt in der Zone III eines festgesetzten 
Trinkwasserschutzgebietes. 

2. Bodenschutz: Eine Überprüfung der Altflächendatei ALTIS ergab keine Einträge. Es 
wird gefordert, einen Hinweis zum Bodenschutz bei organoleptischen 
Verunreinigungen aufzunehmen. 

3. Vorsorgender Bodenschutz: Da das Verfahren nach § 13 a BauGB durchgeführt wird 
und kein Umweltbericht vorliegt, erfolgt keine Prüfung nach dem vorsorgenden 
Bodenschutz. 

4. Hinsichtlich Oberflächengewässer bestehen keine Bedenken 
5. Abwasser, anlagenbezogener Gewässerschutz: Hier bestehen aus fachtechnischer 

Sicht keine Bedenken. 
6. Abfallwirtschaft: Es bestehen keine Bedenken 
7. Immissionsschutz: Bezüglich Immissionsschutz, Lufthygiene und Kleinklima bestehen 

keine Bedenken. 
8. Bergaufsicht: es werden keine bergbaulichen Belange berührt 
9. Es wird darauf hingewiesen, dass der Kampfmittelräumdienst nicht regulär intern 

beteiligt wurde, da keine Hinweise der Stadt vorliegen. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 

1. Der Hinweis zum Thema Trinkwasserschutzgebiet wird zur Kenntnis genommen. Es 
existiert bereits ein entsprechender Hinweis in den Textfestsetzungen unter D.6 

2. Der Anregung wird gefolgt. Der Hinweis zum Bodenschutz D.2 wird gemäß der 
Stellungnahme angepasst. 

3. Die Anregung zum vorsorgenden Bodenschutz wird zur Kenntnis genommen. 
4. Die Anregung zu Oberflächengewässern wird zur Kenntnis genommen 
5. Die Anregung zu Abwasser, anlagenbezogener Gewässerschutz wird zur Kenntnis 

genommen 
6. Die Anregung zur Abfallwirtschaft wird zur Kenntnis genommen 
7. Die Anregung zum Immissionsschutz wird zur Kenntnis genommen 
8. Die Anregung bzgl. Bergaufsicht wird zur Kenntnis genommen 
9. Die Anregung zum Kampfmittelräumdienst wird zur Kenntnis genommen. Der 

Kampfmittelräumdienst wurde im Zuge einer separaten Anfrage beteiligt.  
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Hochtaunuskreis – Der Kreisausschuss 
Fachbereich Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung 
Postfach 1941 
61289 Bad Homburg 
Schreiben vom 30. März 2021 
Eingegangen am 01. April 2021  
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass der Entwurf des vorgelegten Bebauungsplanes 
seitens des Fachbereichs Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung begrüßt wird und aus 
natur- und artenschutzrechtlicher Sicht keine grundlegenden Bedenken bestehen.  
 
Allerdings soll noch berücksichtigt werden, dass derzeit die Festsetzung B.6 hinsichtlich des 
Anteils der wasserdurchlässig zu belassenen oder herzustellenden Flächen sowie 
hinsichtlich des Anteils zu begrünenden Flächen nicht den Regelungen der HBO entspricht. 
Gefordert werden in der HBO 100%, festgesetzt sind 50%. Der Umgang mit den 
verbleibenden 50% sollte weiter festgesetzt werden. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Die Anregung bezüglich Natur- und Artenschutz wird zur Kenntnis genommen. Der 
Anregung hinsichtlich der Textfestsetzung B.6 wird gefolgt. Der Wert wird auf 100% 
festgesetzt. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH 
Netzvertrieb 
Solmsstraße 38 
60486 Frankfurt am Main 
Schreiben vom 29. März 2021 
Eingegangen am 29. März 2021 
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass gegenüber dem Bebauungsplanentwurf keine 
grundsätzlichen Einwände und Bedenken bestehen. Die früheren Stellungnahmen zum 
Bebauungsplan K73 behalten ihre Gültigkeit. Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
Überbauung der im Gebiet vorhandenen Leitungen und Leitungstrassen nicht zulässig ist. 
Bei einer Veräußerung oder Umwidmung von Flächen sind die vorhandenen Mainova-
Trassen dinglich zu sichern. Es wird auf die einschlägigen Mainova-Normen zum Umgang 
mit vorhandenen Leitungen bei Baumaßnahmen sowie die Möglichkeit der Netzauskunft 
verwiesen.   
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird ein Hinweis bezüglich der Trassensicherung der 
Mainova-Leitungen unter D.x eingefügt, welcher auch auf die Mainova-Normen verweist. Die 
früheren Stellungnahmen waren Teil des früheren Aufstellungsverfahrens zum 
ursprünglichen Bebauungsplan K73 und wurden in diesem Zuge bereits damals 
abgewogen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Stadtwerke Königstein im Taunus 
Burgweg 5 
61462 Königstein im Taunus 
Schreiben vom 22. März 2021 
Eingegangen am 22. März 2021 
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass in der Privatstraße Schwarzer Weg sowie über das 
Grundstück Schwarzer Weg 8 eine öffentliche Wasserleitung ohne Leitungssicherung 
verläuft. Es wird zudem auf die Stellungnahme vom 19.10.2015 zum 
Bebauungsplanaufstellungsverfahren K73 verwiesen. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Der Anregung zur Wasserleitung wird gefolgt. Der Privatweg befindet sich außerhalb des 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes, sodass hierzu keine Regelungen getroffen werden 
können. Das Anwesen Schwarzer Weg 8 befindet sich allerdings innerhalb des 
Plangebietes. Hier wird entlang der Grenze zum Anwesen Friedrich-Bender-Straße 13 und 
15 ein 5 m breiter Streifen zur Sicherung des Leitungsrechts festgesetzt. 
 
Die Stellungnahme vom 19.10.2015 wurde bereits im ursprünglichen Bebauungsplan K73 
berücksichtigt, welcher die Grundlage für das vorliegende Änderungsverfahren darstellt.   
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Syna GmbH 
Ludwigshafener Straße 4 
65929 Frankfurt am Main 
Schreiben vom 11. März 2021 
Eingegangen am 16. März 2021 
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass keine Bedenken bestehen, sofern die bestehenden 
Versorgungseinrichtungen im weiteren Verfahren berücksichtigt werden. Es wird auf die 
vorhandenen Erdkabel verwiesen. Bauanträge, deren Bauvorhaben an die Syna-Trassen 
angrenzen, sind der Syna vorzulegen, um die Sicherheít der Stromversorgung zu 
gewährleisten und um Gefährdungen im Baustellenbereich auszuschließen.  
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Der Anregung wird gefolgt. Es wird ein entsprechender Hinweis in die Textfestsetzungen 
unter D.11. eingefügt. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Abwasserverband Main-Taunus 
Postfach 1350 
65703 Hofheim am Taunus 
Schreiben vom 08. März 2021 
Eingegangen am 15. März 2021 
 
 
In dem Schreiben wird auf die bisherigen Stellungnahmen im Zuge der Aufstellung des 
Bebauungsplanes K73 verwiesen, welche aufrecht erhalten werden. Aufgrund der 1. 
Änderung ergeben sich keine Änderungen oder Ergänzungen der bisherigen 
Stellungnahmen. Die Belange des Abwasserverbandes Main-Taunus werden nicht berührt. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Landgrabenweg 151 
53227 Bonn  
Schreiben vom 10. März 2021 
Eingegangen am 10. März 2021 
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass sich im Plangebiet Telekommunikationsanalgen der 
Telekom befinden. Es wurden keine Änderungen am Widmungsstatus von öffentlichen 
Verkehrsflächen festgestellt. Es bestehen keine Einwände gegen die Planung.  
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Deutscher Wetterdienst 
Postfach 100465 
63004 Offenbach 
Schreiben vom 08. März 2021 
Eingegangen am 08. März 2021  
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass grundsätzlich keine Einwände gegen die vorgelegte 
Planung bestehen, da keine Standorte des DWD beeinträchtigt werden. Der DWD steht als 
Auftragnehmer für klimatologische Gutachten zur Verfügung. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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II.  Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 gemäß § 4 (2) BauGB 
 
 
Stadt Königstein im Taunus 
Fachbereich IV – Fachdienst 66 – Bauen 
Im Hause 
Schreiben vom 04.02.2021 
Eingegangen am 04.02.2021  
 
 
In dem Schreiben wird dargelegt, dass die innere Erschließung des Plangebietes aus 
Bestandsanlagen besteht und aus Sicht des Straßenbaus ausreichend ist. Es wird darum 
gebeten, die private Erschließungsstraße welche Teilstück des Schwarzen Weges ist, 
hervorzuheben.  
 
Im Einzelnen verweisen wir auf das beiliegende Schreiben. 
 
Beschlussvorschlag/Beschluss 
 
Die Anregung bezüglich der unproblematischen inneren Erschließung des Plangebietes wird 
zur Kenntnis genommen. Der Anregung bezüglich der privaten Erschließungsstraße wird 
teilweise gefolgt. Grundsätzlich befindet sie sich außerhalb des Geltungsbereichs der 
Bebauungsplanänderung. Somit wäre eine Schraffierung nach PlanzV irreführend. Es erfolgt 
daher eine Kenntlichmachung durch ein Hinweis-Textfeld in der Planzeichnung.  
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III.  Sonstige Änderungen und Ergänzungen 
 
 




